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inden Ruhestand versetzt: 

Ltd. Landwirtschaftsdirektor Dr. Werner Schaaf, Amt für Re- - 
gionalentwicklung, Landschaftspflege und Landwirtschaft 
Friedberg (31. 5. 93); Professor Dr. Heinrich Vollrath, Hessi- 
sche Landwirtschaftliche Lehr- und Forschungsanstalt Eich- 
hof, Bad Hersfeld (31. 3. 93); Oberstudienrätin Ingrid Werchan, 
Amt für Regionalentwicklung, Landschaftspflege und Land- 
wirtschaft Heppenheim (30. 4. 93); Vermessungsoberrat Peter 
Jacob, Amt für Regionalentwicklung, Landschaftspflege und 
Landwirtschaft Fulda (30. 9. 93); Techn. Oberamtsrat Wolf- 
gang Rauber, Amt für Regionalentwicklung, Landschaftspflege 
und Landwirtschaft Vogelsberg (30. 4. 93); Oberamtsrat Walter 
Gerlach, Amt für Regionalentwicklung, Landschaftspflege und 
Landwirtschaft Fulda (30. 9. 93); Sattelmeister Rolf Müller, 
Hessisches Landgestüt Dillenburg (31. 3. 93); 

aus sonstigen Gründen ausgeschieden: 

Obersattelmeister Hans-Josef Loock, Hessisches Landgestüt 
Dillenburg (31. 3. 93); die Referendare/innen der Agrarverwal- 
tung Udo Mörstedt, Rainer Ochse, Wolfgang Oxe, Christof 
Schmitt, Rüdiger Harz-Bornwasser, Christian Riedl, Regina 
Stepanek-Franke, Marlies Mitze-Nau, Claudia Salzmann, 
Martina Huck (sämtlich 1.4.93), Silke Hosch, (29.7. 93); 
Techn. Inspektoranwärter Jörg Lotz (30. 4. 93). 

Kassel, 29. Oktober 1993 
' Hessisches Landesamt 

für Regionalentwicklung 
und Landwirtschaft 
12 —78g10.01 
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DIE REGIERUNGSPRÄSIDIEN 
DARMSTADT _ 

Genehmigung der Hans-Meid-Stiftung, Sitz Frankfurt am 
Main 

Gemäß $ 80 BGBi. V. m. $ 3 des Hessischen Stiftungsgesetzes vom 
4. April 1966 (GVBl. IS. 77), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Dezember 1984 (GVBl. IS. 344), habe ich die mit Stiftungsge- 
schäft vom 7. Oktober 1993 errichtete Hans-Meid-Stiftung, Sitz 
Frankfurt am Main, mit Stiftungsurkunde vom 22. Oktober 1993 
genehmigt. 

Darmstadt, 22. Oktober 1993 

Regierungspräsidium Darmstadt 
IT 11a— 25 d 04/11 — (12) — 328 
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Durchführung des Raumordnungsgesetzes (ROG) und des 
Hessischen Landesplanungsgesetzes (HLPG); 

hier: Einstellung des Raumordnungsverfahrens für das ge- 
plante Bodenreinigungszentrum Hessen in Frankfurt 
am Main/Oberhafen 

Bekanntmachung vom 4. November 1991 (StAnz. 
S. 2617) 

Der Vorhabensträger hat das ö.g. Vorhaben aufgegeben.. Das 
Raumordnungsverfahren wird daher eingestellt. 

Darmstadt, 29. Oktober 1993 

Regierungspräsidium Darmstadt 
VII 53 a — 93 d 40/07 (53/90) 

Bezug: 
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Zulassung von Einrichtungen zum ambulanten Schwan- 
gerschaftsabbruch gemäß $$ 218 und 219 b des Strafge- 
setzbuches i. d. F. des Schwangeren- und Familienhilfege- 
setzes vom 27. Juli 1992 (BGBl. iS. 1398) i. d. F. des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Mai 1993 (BGBI. I 
$. 820) ° 
In der Zeit vom 1. April 1993 bis 30. September 1993 ist im 
Regierungsbezirk Darmstadt die nachfolgend genannte Praxis als 
Einrichtung zum ambulanten Schwangerschaftsabbruch zugelas- 
sen worden: 

j Praxis von 
Herrn Dr./Univ. Beograd Zoran Zorie 
Eschersheimer Landstraße 144 
60322 Frankfurt am Main 
für Dr./IMF Bukarest Simona 
Maria Gabriela Herle 
Frauenärztin in Frankfurt am Main 

Darmstadt, 27. Oktober 1993 
Regierungspräsidium Darmstadt 
I115d4—18h44/01 . . 

StAnz. 46/1993 S. 2821 

GIESSEN 
Verordnung über das Naturschutzgebiet „Lumdatal bei Al- 
lendorf“ vom 20. Oktober 1993 

Auf Grund des $ 16 Abs. 3.und des $ 17 Abs. 1 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBl.I S. 309), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBl.I 
S. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgeset- 
zes i.d.F. vom 12. März 1987 (BGBl.IS. 890), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 6. August 1993 (BGBl. IS. 1458), anerkannten 
Verbänden Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde, mit Geneh- 
migung der obersten Naturschutzbehörde verordnet: 

81 . 

(1) Ein Teil der Lumdaaue zwischen Allendorf und Londorf wird 
in den Grenzen, die sich aus der in Abs. 3 genannten Abgrenzungs- 
karte ergeben, zum Naturschutzgebiet erklärt. 

(2) Das Naturschutzgebiet „Lumdatal bei Allendorf“ besteht aus 
Flächen in den Gemarkungsteilen „Auf der Gemeinde“, „Im Tal“ 
und „Auf der Stadtwiese“ in der Gemarkung Allendorf (Lumda) 
der Stadt Allendorf (Lumda) im Landkreis Gießen. Es hat eine 
Größe von 8,48 ha. Die örtliche Lage des Naturschutzgebietes _ 
ergibt sich aus der als Anlage 1 zu dieser Verordnung veröffent- 
lichten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000. 
(3) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in der Abgrenzungs- 
karte im Maßstab 1 : 2 500 festgelegt, in der das Naturschutzgebiet 
mit einer unterbrochenen schwarzen Linie umrandet ist. Die Karte 
ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird als Anlage 2 zu dieser 
Verordnung veröffentlicht. _ - 

(4) Das Naturschutzgebiet ist durch amtliche Schilder gekenn- 
zeichnet. 

82 
Zweck der Unterschutzstellung ist es, den naturnahen Abschnitt 
der Lumda, die angrenzenden wechselfeuchten Wiesen, Großseg- 
gen-, Röhricht- und Hochstaudenfluren als Standort seltener und 
bestandsgefährdeter Pflanzen- und Tierarten zu erhalten, langfri- 
stig zu sichern und weiter zu entwickeln. 

83 

Als Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver- 
änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder 
zu einer nachhaltigen Störung führen können ($ 12 Abs. 2 Satz 1 
des Hessischen Naturschutzgesetzes), sind verboten: 

1. bauliche Anlagen i. S. des $ 2 Abs. 1 der Hessischen Bauord- 
nung i. d. F. vom 20. Juli 1990 (GVBl. 1S. 476) herzustellen, zu 
erweitern, zu ändern oder zu beseitigen, ungeachtet desin $1 
Abs. 2 der Hessischen Bauordnung ausgenommenen Anwen- 
dungsbereiches oder einer auf Grund anderer Rechtsvorschrif- 
ten erteilten Genehmigung; 

2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abzubauen oder 
zu gewinnen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder 
sonst die Bodengestalt zu verändern; 

3. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubringen _ 
oder aufzustellen; 

. Gewässer zu schaffen, zu verändern oder zu beseitigen, insbe- 
sondere Wasserläufe, Wasserflächen oder Tümpel einschließ- 
lich deren Ufer oder den Zu- und Ablauf des Wassers oder den 
Grundwasserstand zu verändern oder Sümpfe oder sonstige
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Feuchtgebiete zu entwässern oder über den Gemeingebrauch 9. zu reiten, zu lagern, zu baden, zu zelten, Wohnwagen aufzu- hinaus Wasser zu entnehmen; stellen, zu lärmen, Feuer aan Oder zu unterhalten, . ART: F F ri Wasserfahrzeuge aller Art einschließlich Luftmatratzen oder 5. Pflanzen, einschließlich der Bäume und Sträucher, zu beschä- R f digen oder zu entfernen; Modellschiffe einzusetzen oder Modellflugzeuge starten oder 
. landen zu lassen; 

6. wildlebenden Tieren, auch Fischen in Teichen oder sonstigen 10. mit Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern außerhalb der dafür Seschlossenen Gewässern, pachzustellen, Wild zu füttern oder . zugelassenen Wege zu fahren oder Kraftfahrzeuge zu parken; urc! tter anzulocken, wildlebende Tiere mutwillig zu . beunruhigen, ihre Laute nachzuahmen, sie an ihren Brut- oder u. Kraftfahrzeuge zu was chen oder zu pflegen; Wohnstätten zu fotografieren, zu filmen oder dort ihre Laute 12- Wiesen oder Brachflächen umzubrechen, deren Nutzung zu auf Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ihrem Fang ändern, Drainmaßnahmen durchzuführen oder Wiesen vor anzubringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder dem 15. Juni zu mähen; ihre Puppen, Larven oder Eier, Nester oder sonstige Brut-oder 13. Tiere weiden zu lassen; Wohnstätten fortzunehmen oder zu beschädigen; 14. zu düngen oder Pflanzenbehandiungsmittel anzuwenden; 7. Pflanzen einzubringen oder Tiere auszusetzen; 15. Hunde frei laufen zu lassen; 
8. das Naturschutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten; 16. gewerbliche Tätigkeiten auszuüben, 
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84 

Ausgenommen von den Verboten des $ 3 bleiben: 
1. die extensive Nutzung der Grünlandflächen, jedoch unter den in $3 Nrn. 12, 13 und 14 genannten Einschränkungen; 
2. die Mahd von Grünlandflächen in der Zeit vom 1. bis 15. Juni 

bei vegetationsbegünstigender Witterung im Einvernehmen 
mit der oberen Naturschutzbehörde; 

3. die Beweidung der Flurstücke 5, 6, 11 und 12, der Flur 9, der 
Gemarkung Allendorf (Lumda) im Einvernehmen mit der obe- 
ren Naturschutzbehörde; 

4. die notwendigen Pflegemaßnahmen zur Erhaltung und ökolo- 
gischen Aufwertung des Ufergehölzsaumes und des Streuobst- 
bestandes; j 

5. die obstbauliche Nutzung des Streuobstbestandes; 
6. die Handlungen der zuständigen Wasserbehörde oder deren 

Beauftragter im Rahmen der Wasseraufsicht sowie Unterhal- 
tungsarbeiten an Gewässern im Einvernehmen mit der oberen 
Naturschutzbehörde; . 

7. die Ausübung der Einzeljagd auf Schalenwild; 
8. die Ausübung der Fischerei auf dem Flurstück 207, der Flur 9, 

der Gemarkung Allendorf (Lumda); 
9. Maßnahmen zur Überwachung, Unterhaltung und Instandset- 

zung der vorhandenen Ent- und Versorgungsanlagen im Ein- 
vernehmen mit der oberen Naturschutzbehörde. 

85 
Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des 831 
Abs. 1 Nen. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf Antrag 
Befreiung gewährt werden. Über den Antrag entscheidet die obere 
Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmun- 
gen versehen werden. 

86 
Ordnungswidrig i. S. des $ 43 Abs. 2 Nr. 16 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 
1. entgegen $ 3 Nr. 1 bauliche Anlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 der 

Hessischen Bauordnung herstellt, erweitert, ändert oder besei- 
tigt; 

2. entgegen $ 3 Nr. 2 Bodenschätze oder andere Bodenbestand- 
teile abbaut oder gewinnt, Sprengungen oder Bohrungen vor- nimmt oder sonst die Bodengestalt verändert; 

3. entgegen $ 3 Nr. 3 Inschriften, Plakate, Bild- oder Schriftta- 
feln anbringt oder aufstellt; 

4. Wasser, Gewässer oder Feuchtgebiete in der in 83 Nr. 4 bezeichneten Art beeinflußt; 
5. entgegen $ 3 Nr. 5 Pflanzen beschädigt oder entfernt; 
6. wildlebende Tiere in allen Entwicklungsstufen in der in 83 

Nr. 6 bezeichneten Art beeinträchtigt oder Vorrichtungen zu 
deren Fang anbringt oder Wild füttert oder anlockt; 

7. entgegen $ 3 Nr. 7 Pflanzen einbringt oder Tiere aussetzt; 
8. entgegen 83 Nr. 8 das Naturschutzgebiet außerhalb der Wege betritt; 
9. entgegen $ 3 Nr. 9 reitet, lagert, badet, zeltet, Wohnwagen aufstellt, lärmt, Feuer anzündet oder unterhält, Wasserfahr- zeuge aller Art einschließlich Luftmatratzen oder Modell- schiffe einsetzt oder Modellflugzeuge starten oder landen läßt; 

10. entgegen $ 3 Nr. 10 mit Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern außerhalb der dafür zugelassenen Wege fährt oder Kraftfahr- zeuge parkt; 
11. entgegen 83 Nr. 11 Kraftfahrzeuge wäscht oder pflegt; 

' 12, entgegen $3 Nr. 12 Wiesen oder Brachflächen umbricht, deren Nutzung ändert, Drainmaßnahmen durchführt oder Wiesen vor dem 15. Juni mäht; 
13. entgegen $ 3 Nr. 13 Tiere weiden läßt; 
14, entgegen $ 3 Nr. 14 düngt oder Pflanzenbehandlungsmittel 

anwendet; j 
15. entgegen $ 3 Nr. 15 Hunde frei laufen läßt; 
16. entgegen $ 3 Nr. 16 gewerbliche Tätigkeiten ausübt, 

87 
Die Verordnung zur einstweiligen Sicherstellung des zukünftigen Naturschutzgebietes „Lumdatal bei Allendorf“ vom 24. Oktober 1991 (StAnz. S. 2666) wird aufgehoben. 

88 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats- 
anzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Gießen, 20. Oktober 1993 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Bäumer 
Regierungspräsident 

StAnz. 46/1993 S, 2821 
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Verordnung über Verkaufszeiten anläßlich von Märkten, 
Messen oder ähnlichen Veranstaltungen gemäß $ 14 des 
Ladenschlußgesetzes vom 27. Oktober 1993 
Gemäß $ 14 des Gesetzes über den Ladenschluß vom 28, November 1956 (BGBl. I S. 875), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 1989 (BGBI.1S. 1382), i. V.m. der Verordnung über die Zustän- digkeit des Regierungspräsidenten zum Erlaß von Rechtsverord- nungen auf Grund des Gesetzes über den Ladenschluß vom 9. März 1957 (GVBL IS. 17) wird verordnet: 

si 
Abweichend von $ 3 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über den Laden- 
schluß wird das Offenhalten aller Verkaufsstellen in der Kernstadt 
Schlitz in den in $ 2 genannten Straßen und Plätzen aus Anlaß des 
Weihnachtsmarktes am 28. November 1993 freigegeben. 
Die Offenhaltung ist beschränkt für die Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr. 

82 
Der Geltungsbereich der Verordnung umfaßt die Straßen und 
Plätze Im Grund bis Einmündung Auf der Zinn, Auf der Zinn, 
Herrngartenstraße bis Einmündung Auf der Zinn, Günthergasse, 
Bahnhofstraße bis Einmündung Ötto-Zinßer-Straße und Otto- Zinßer-Straße sowie alle Straßen und Plätze innerhalb der vorge- 
nannten Straßen. 

83 
Diese Verordnung tritt am 28, November 1993 in Kraft. 

Gießen, 27. Oktober 1993 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Bäumer 
Regierungspräsident 

StAnz, 46/1993 S. 2824 

KASSEL 
Verordnung über Verkaufszeiten anläßlich von Märkten, 
Messen oder ähnlichen Veranstaltungen gemäß $ 14 des 
Ladenschlußgesetzes vom 27. Oktober 1993 
Gemäß $ 14 des Gesetzes über den Ladenschluß vom 28. November 1956 (BGBL. I S. 875), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 1989 (BGBLIS. 1382), i. V.m. der Verordnung über die Zustän- digkeit des Regierungspräsidenten zum Erlaß von Rechtsverord- nungen auf Grund des Gesetzes über den Ladenschluß vom 9. März 1957 (GVBL.IS. 17) wird verordnet: 

81 
Abweichend von $ 3 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über den Laden- 
schluß wird das Offenhalten aller Verkaufsstellen in der Gemeinde 
Burghaun anläßlich des Weihnachtsmarktes am Sonntag, 28. No- vember 1993, in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr, freigegeben. 
Die Verkaufsstellen, die von der Öffnung Gebrauch machen, müs- sen Samstag, den 27. November 1993, um 14.00 Uhr geschlossen 
werden. 

82 
Diese Verordnung tritt am 28. November 1993 in Kraft, 

Kassel, 27. Oktober 1993 

Regierungspräsidium Kassel 
In Vertretung: 
gez. Schestag 
Regierungsvizepräsident 

StAnz. 46/1993 S, 2824
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1088 | DARMSTADT 

Durchführung des Hessischen Landesplanungsgesetzes 
(HLPG); 

hier: Raumordnungsverfahren für die geplante Erdgasfern- 
leitung der Ruhrgas AG, Essen, DN 300, PN 80, von 
Groß-Umstadt (Hessen) nach Großostheim (Bayern), 
Länge ca. 13 km, im Abschnitt von Groß-Umstadt bis 
Schaafheim, Länge ca. 8 km 

Die Ruhrgas AG hat das o. g. Vorhaben gemäß $ 10 HLPG mitge- 
teilt. . 

Das Hessische Ministerium für Landesentwicklung, Wohnen, Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz als oberste Landespla- nungsbehörde hat das Regierungspräsidium Darmstadt als obere Landesplanungsbehörde beauftragt, zur Abstimmung dieses Vor- 
habens mit raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ande- rer Planungsträger sowie zur Feststellung seiner Übereinstim- mung mit den Erfordernissen der Raumordnung und Landespla- nung gemäß $ 11 HLPG i.V.m. $6a des Raumordnungsgesetzes (ROG) ein Raumordnungsverfahren durchzuführen und zugleich gemäß $ 8 Abs. 3 HLPG über die Zulassung einer Abweichung vom Regionalen Raumordnungsplan Südhessen (RROPS — StAnz. 1987 S. 388) zu entscheiden. Das Raumordnungsverfahren schließt die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt entsprechend dem Planungsstand ein (86a Abs. 18.2 ROG). 
Beteiligt am Raumordnungsverfahren sind die in den 88 4 Abs. 5 ROG, 8 Abs. 2 HLPG genannten Stellen, 
$ 6a ROG sieht außerdem die Einbeziehung der Öffentlichkeit im Raumordnungsverfahren vor. Die Planungsunterlagen liegen da- her in der Zeit vom 16. Dezember 1991 bis 23. Januar 1992 beim Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Regionalplanung, 6100. Darmstadt, Platz der deutschen Einheit 25, 2. Obergeschoß, Zimmer 215, aus und können dort während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden. 
Während und ‚bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann sich jeder schriftlich oder zur Niederschrift dort zu demo.g. Vorhaben äußern. . . i 
Außerdem liegen die Planungsunterlagen in der genannten Ausle- gungsfrist auch bei der Stadt Groß-Umstadt und der Gemeinde Schaafheim zur Einsicht und zur Außerung aus. 

Darmstadt, 18. November 1991 

Regierungspräsidium Darmstadt 
VII 54 — 93 d 06/05 (E 410) 

StAnz. 48/1991 S. 2666 

Vorhaben der Firma Hoeschst AG, 6000 Frankfurt am 
Main 80 

Die Firma Hoechst AG, Brüningstraße 50, 6000 Frankfurt am Main 80, hat Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Herstellung von Phosphortrichlorid (Kapazi- 
tätserhöhung um 14 000 t/a PCl), Gebäude B 793, B 797, B 691,B 756, in Frankfurt am Main-Höchst, Gemarkung Frankfurt am 
Main-Höchst, Flur 23, Flurstück 1/18, gestellt. Die Anlage soll nach Bescheiderteilung in Betrieb genommen werden. 
Dieses Vorhaben bedarf gemäß $ 15 des Bundes-Immissions- schutzgesetzes (BImSchG) vom 15. März 1974 (BGBI.I S. 721) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14. Mai 1990 (BGB1.I S. 880) i. V.m. Spalte1 Nr.4.1d des Anhanges der 4. BImSchV der Ge- nehmigung durch das Regierungspräsidium Darmstadt. 
Das Vorhaben wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Der Antrag und die Unterlagen liegen in der Zeit vom 9. Dezember 
1991 bis 8. Januar 1992 beim Regierungspräsidium Darmstadt, Rheinstraße 96 a, 6100 Darmstadt, III. OG, Zimmer 317, und beim Magistrat der Stadt Frankfurt am Main, Planoffenlegungsraum 19 
des Technischen Rathauses, Braubachstraße 15, 6000 Frankfurt am Main, aus und können dort während der Dienststunden einge- sehen werden. .. 
Innerhalb der Zeit vom 9. Dezember 1991 bis 22. Januar 1992 können gemäß 810 Abs. 3 BImSchG Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich oder zur Niederschrift bei den vorgenannten Behörden/Auslegungsstellen erhoben werden; dabei wird gebeten, Namen und Anschrift lesbar anzugeben. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist vom 9. Dezember 1991 bis 
22. Januar 1992 werden Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Als Erörterungs- 
termin wird der 5. März 1992 bestimmt. 
Der Erörterungstermin kann verlängert werden. Der Erörterungs- 
termin endet jedoch in jedem Falle dann, wenn sein Zweck erreicht 
ist. Er findet ab 10.00 Uhr beim Magistrat der Stadt Frankfurt am 
Main, Technisches Rathaus, Braubachstraße 15, Sitzungssaal 4, 
gelber Bauteil, I. Stock, 6000 Frankfurt am Main, statt. 
Gesonderte Einladungen hierzu ergehen nicht mehr. Die form- 
und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Aus- 
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert. 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
300 Zustellungen vorzunehmen sind. i 

Darmstadt, 11. November 1991 

Regierungspräsidium Darmstadt 
V32 — 53 e 621 -— FWH 79i 

StAnz. 48/1991 $. 2666 

. Zulassung als Sachverständiger für die Untersuchung von 
Gegenproben nach dem Gesetz über den Verkehr mit Arz- 
neimitteln 

Herrn Dr. Bernd Siegemund c/o Institut Fresenius, 8204 Taunus- stein-Neuhof, habe ich mit Verfügung vom 13. November 1991 als Sachverständigen für die Untersuchung von Gegenproben nach dem Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln zugelassen, 

Darmstadt, 13. November 1991 

Regierungspräsidium Darmstadt 
I16e-—-18104/01-11 

Stänz. 48/1991 S. 2666 

GIESSEN 

Verordnung zur einstweiligen Sicherstellung des zuküntfti- 
gen Naturschutzgebietes „Lumdatal bei Allendorf“ vom 
24. Oktober 1991 

Auf Grund des $ 18 Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBLIS. 309), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBLIS. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes i. d. F, vom 12. März 1987 (BGBI.1S. 890), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Fe- bruar 1990 (BGBI.1S. 205), anerkannten Verbänden Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde, verordnet: 

$1 
(1) Ein Teil der Lumdaaue zwischen Allendorf und Londorf wird in den Grenzen, die sich aus der in Abs. 3 genannten Abgrenzungs- 
karte ergeben, als künftiges Naturschutzgebiet für die Dauer von drei Jahren einstweilig sichergestellt, Die Sicherstellung kann um höchstens zwei Jahre verlängert werden. 
(2) Das einstweilig sichergestellte Naturschutzgebiet liegt in der Gemarkung Allendorf-Lumda, der Stadt Allendorf-Lumda im Kreis Gießen. Es hat eine Größe von 8,54 ha, 
Die örtliche Lage des einstweilig sichergestellten Näturschutzge- bietes ergibt sich aus der als Anlage zu dieser Verordnung veröf- fentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000. 
(3) Die Grenzen des einstweilig sichergestellten Naturschutzgebie- tes sind in der Abgrenzungskarte im Maßstab 1: 2.000 festgelegt, in der das einstweilig sichergest 2ilte N aturschutzgebiet durch eine unterbrochene schwarze Linie umrandet ist. Die Karte ist Be- standteil dieser Verordnung. Sie wird als Anlage zu dieser Verord- nung veröffentlicht. 
(4) Das einstweilig sichergestelite Naturschutzgebiet ist durch amtliche Schilder gekennzeichnet. 

82 
Als Handlungen, die geeignet sind, das einstweilig sichergestellte Naturschutzgebiet nachteilig zu verändern ($ 18 Abs. 1 des Hessi- schen Naturschutzgesetzes), sind verboten: 
1. bauliche Anlagen i. S. des $ 2 Abs. I der Hessischen Bauord- nung herzustellen, zu erweitern, zu ändern oder zu beseitigen, unabhängig von dem in $ 1 Abs. 2 der Hessischen Bauordnung
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‚Abgrenzungskarte, Bestandteil der Verordnung zur- einstweiligen 
Sicherstellung des künftigen Naturschutzgebietes „Lumdatal bei 
Allendorf“ : 

Ausschnitt aus der Flurkarte, Maßstab 1 : 2 000 

— — — Grenze des Schutzgebietes 

Landkreis: Gießen 
Gemeinde: Stadt Allendorf/Lumda 
Biemarkung: Allendort/Lumda 

ur: 9 
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Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmun- 
gen versehen werden. 

Ordnungswidrig i. S, des $ 43 Abs. 2 Nr. 15 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 
1. entgegen $2 Nr. 1 bauliche Anlagen herstellt, erweitert, ändert 

oder beseitigt; 
2. entgegen $ 2 Nr. 2 Bodenschätze oder andere Bodenbestand- 

teile abbaut oder gewinnt, Sprengungen oder Bohrungen vor- 
nimmt oder sonst die Bodengestalt verändert; 

3. Gewässer schafft oder Gewässerufer oder Feuchtgebiete in der 
: in$.2 Nr. 3 bezeichneten Art beeinflußt; 
4.- Pflanzen entgegen $ 2 Nr. 4 beschädigt oder entfernt; 
5. wildlebende Tiere in allen Entwicklungsstufen in der in 82 

Nr. 5 bezeichneten Art beeinträchtigt oder Vorrichtungen zu 
deren Fang anbringt; . 

entgegen $ 2 Nr. 6 Pflanzen einbringt oder Tiere aussetzt; 
das einstweilig’sichergestellte Naturschutzgebiet entgegen 82 
Nr. 7 außerhalb der Straßen und Wege betritt oder dort reitet; 

8. entgegen $ 2 Nr. 8 dort reitet, lagert, badet, zeltet, Wohnwagen 
aufstellt, lärmt, Feuer anzündet oder unterhält, Wasserfahr- 
zeuge aller Art einschließlich Luftmatratzen oder Modell- 
schiffe einsetzt oder Modellflugzeuge starten oder landen läßt; 

9. entgegen $ 2 Nr. 9 mit Kraftfahrzeugen einschließlich Fahrrä- 
der mit Hilfsmotor außerhalb der dafür zugelassenen Straßen 
und Wege fährt oder Kraftfahrzeuge parkt; 

10. entgegen $ 2 Nr. 10 Kraftfahrzeuge’wäscht oder pflegt; 
11. entgegen $ 2 Nr. 11 Wiesen, Weiden oder Brachflächen um- 

bricht oder deren Nutzung ändert; . - 

12. entgegen $ 2 Nr. 12 Pferde weiden läßt; 
13. entgegen $ 2 Nr. 13 Hunde frei laufen läßt; 
14. entgegen $ 2 Nr. 14 gewerbliche Tätigkeiten ausübt. 

86 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats. 
anzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Gießen, 24. Oktober 1991 
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Regierungspräsidium Gießen 
gez. Bäumer, 
Regierungspräsident 

StAnz. 48/1991 S. 2666 

. Vorhaben der Firma Bänninger GmbH, 6300 Gießen 
Die Firma Bänninger GmbH, 6300 Gießen, hat Antrag auf Ertei- 
‚Jung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Ände- 
rung der bestehenden Gießerei für Nichteisenmetalle durch Ersatz 
der Formsandaufbereitung, Erhöhung der Schmelzkapazität 
durch Installation eines neuen Schmelzofens sowie Erweiterung 
der Form- und Gießstrecke in 6300 Gießen, Gemarkung Gießen, 
Flur 13, Flurstück 161/12, 154/2 und 166/2, gestellt. Die Anlage soll 
nach Bescheiderteilung in Betrieb genommen werden. . 
Dieses Vorhaben bedarf gemäß $ 4 i.V.m. $ 10 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 15. März 1974 (BGBl.I 
S. 721) in der zur Zeit gültigen Fassung i. V.m. Spaltel Nr. 3.8 
sowie 3.4 des Anhangs der 4. BImSchV der Genehmigung durch 
das Regierungspräsidium Gießen. 
Das Vorhaben wird hiermit bekannt gemacht. 
Der Antrag und die Unterlägen liegen in der Zeit vom 9. Dezember 
1991 bis 8. Januar 1992 beim Regierungspräsidium Gießen, Land- 
graf-Philipp-Platz 3—7, 1. Obergeschoß, Zimmer 139, aus und 
können dort während der Dienststunden eingesehen werden. 
Innerhalb der Zeit vom 9. Dezember 1991 bis 22. Januar 1999 
können gemäß 810 Abs. 3 BImSchG Einwendungen gegen das 
Vorhaben schriftlich oder zur Niederschrift bei den vorgenannten 
Auslegungsstellen erhoben werden; dabei wird gebeten, Namen 
und Anschrift lesbar anzugeben. Unleserliche Einwendungen und 
solche, die die Person des Einwenders nicht erkennen lassen, 
werden beim Erörterungstermin nicht zugelassen. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist vom 9. Dezember 1991 bis 
22. Januar 1992 werden Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Der Erörterungstermin beginnt am 27. Februar 1992 um 9.00 Uhr 
im Regierungspräsidium Gießen, Landgraf-Philipp-Platz 3—7, 

3. Obergeschoß, Zimmer 332. Er endet, wenn sein Zweck erfüllt ist, 
Gesonderte Einladungen hierzu ergehen nicht mehr, Die form- 
und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Aus- 
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert. . 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
300 Zustellungen vorzunehmen sind, 

Gießen, 12. November 1991 

Regierungspräsidium Gießen 
32 — 53 e 621 
Bänninger 1/91 

StAnz. 48/1991 S, 2670 

KASSEL 

Verordnung über das Naturschutzgebiet „Mittelberg bei 
Hofgeismar“ vom 4. November 1991 \ 

Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des $ 17 Abs, 1 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBLIS, 309), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBL I 
S. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgeset- 
zes i.d.F. vom 12. März 1987 (BGBL.IS. 890), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. Februar 1990 (BGBI.1S, 205), anerkannten 
Verbänden Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde, mit Geneh- 
migung der obersten Naturschutzbehörde verordnet: : 

81 
(1} Die von Hecken durchzogenen Halbtrockenrasenflächen in den 
Talzügen um den „Mittelberg“ südwestlich von Hofgeismar wer- 
den mit den sie umgebenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
in den Grenzen, die sich aus der in Abs. 4 genannten Abgrenzungs- 
karte ergeben, zum Naturschutzgebiet erklärt. 
(2) Das Naturschutzgebiet liegt in der Gemarkung Hofgeismar der 
Stadt Hofgeismar im Landkreis Kassel. Es hat eine Größe von 
"43,2 ha. 
(3) Die örtliche Lage des Naturschutzgebietes ergibt sich aus der 
als Anlage zu dieser Verordnung veröffentlichten Übersichtskarte 
im Maßstab 1:25 000. 
(4) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in der Abgrenzungs- 
karte im Maßstab 1 : 5 000 festgelegt, in der das Naturschutzgebiet 
mit einer unterbrochenen schwarzen Linie umrandet ist, Die Karte 
ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird als Anlage zu dieser 
Verordnung veröffentlicht. 
(5) Das Naturschutzgebiet ist durch amtliche Schilder gekenn- 
zeichnet. 

82 
Zweck der Unterschutzstellung ist es, die Halbtrockenrasenflä- 
chen mit den Heckenstrukturen als Standorte seltener, stark ge- 
fährdeter Pflanzenarten sowie als Lebensraum bedrohter Tierar- 
ten zu erhalten und zu entwickeln. 

. 83 
Als Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver- 
änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder 
zu einer nachhaltigen Störung führen können ($ 12 Abs. 2 des 
Hessischen Naturschutzgesetzes), sind verboten: 

1. bauliche Anlagen i. S. des $ 2 Abs. 1 der Hessischen Bauord- 
nung herzustellen, zu erweitern, zu ändern oder zu beseitigen, 
unabhängig von dem in $ 1 Abs. 2 der Hessischen Bauordnung 
ausgenommenen Anwendungsbereich oder von einer Geneh- 
migungspflicht; 

2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abzubauen oder 
zu gewinnen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder 
sonst die Bodengestalt zu verändern; 

3. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubringen 
oder aufzustellen; 

4. Gewässer zu schaffen oder den Grundwasserstand zu verän- 
dern; , 

5. Pflanzen einschließlich der Bäume und Sträucher zu beschädi- 
gen oder zu entfernen; j 

6. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhi- 
gen, ihre Laute nachzuahmen, sie an ihren Brut- oder Wohn- 
stätten zu fotografieren, zu filmen oder dort ihre Laute auf 
Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ihrem Fang anzu- 
bringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Puppen, Larven oder Eier, Nester oder sonstige Brut- oder 

' Wohnstätten fortzunehmen oder zu beschädigen;


